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BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
EBK Eidgenössische Bankenkommission
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
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OFAS Office fédéral des assurances sociales
CFB Commission fédérale des banques
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

In derselben Botschaft wie für die Bankenaufsicht legte der Bundesrat auch seine
Vorschläge für eine Neudefinition der Kantonalbanken vor. Als Kantonalbanken sollen
künftig jene gelten, deren Existenz auf kantonalen Gesetzen beruht und an denen der
Kanton mehr als einen Drittel des Kapitals und der Stimmen hält. Über eine
Staatsgarantie müssen sie hingegen nicht mehr verfügen. Mit dieser begrifflichen
Neubestimmung sollen gleichzeitig auch gewisse Privilegien der Kantonalbanken
aufgehoben werden. Unabhängig davon, ob sie über eine Staatsgarantie verfügen, sollen
sie der Aufsicht der Bankenkommission unterstellt und in bezug auf Reservebildung und
Verantwortlichkeitsbestimmungen den anderen Banken gleichgestellt werden.
Kantonalbanken mit Staatsgarantie sollen jedoch weiterhin von einem Rabatt von 12.5
Prozent bei den Eigenmitteln profitieren können, da bei ihnen das Risiko vom Staat voll
abgedeckt wird. Zudem sollen sie auch nicht der Bewilligungspflicht durch die
Bankenkommission unterstehen und ihre Liquidation soll nur vom Kanton und nicht von
der EBK angeordnet werden können. Für die Kantonalbanken der Kantone Genf und
Waadt (welche zwar eine faktische aber keine formelle Staatsgarantie kennen) und Zug
(wo der Kanton nur 20% des Aktienkapitals hält) sollen Übergangsbestimmungen
gelten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.05.1998
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Der Bundesrat beabsichtigte im September 2018, die seit 2012 existierende Verordnung
über die Anlagestiftungen (ASV) zu ändern. Unter anderem wollte er die Stellung der
Anlegerversammlung stärken und diese für die Wahl des Stiftungsrates zuständig
machen, das bereits bestehende Verbot der Nachschusspflicht – also die Pflicht, bei
Verlusten weiteres, über das bereits einbezahlte Kapital hinausgehendes Geld
einzuschiessen – ausdrücklich festschreiben und nichtkotierte Sacheinlagen,
fokussierte Strategien sowie gemischte Anlagegruppen mit höherem Anteil Aktien oder
alternativer Anlagen ermöglichen. 
Dazu führte das BSV zwischen September und Dezember 2018 eine Vernehmlassung
durch, an der sich 19 Kantone, die SVP, drei Dachverbände der Wirtschaft (SGB, SAV,
SGV) und 17 weitere Organisationen und Durchführungsstellen beteiligten. Gemäss
Vernehmlassungsbericht des BSV wurde die Vorlage allgemein positiv aufgenommen,
unter anderem zeigten sich die Kantone mehrheitlich zufrieden damit. Folglich
entschied der Bundesrat im Juni 2019, die Änderungen auf den 1. August 2019 in Kraft
zu setzen. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) BBl, 1998, S. 3847 ff.
2) Erläuternder Bericht vom 14.9.18; Medienmitteilung BSV vom 21.6.19; Vernehmlassungbericht vom 21.6.19
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